
kommission in der Entscheidung des Gerichts be­
darf es in diesem Falle nicht.
b) Nimmt eine Partei nach Erhebung der Klage 
(Einspruch) den von ihr vor der Konfliktkommis­
sion gestellten Antrag zurück und ist die Rück­
nahme des Antrages sachdienlich, so hat sie das 
Gericht unter entsprechender Anwendung des § 43 
AGO zu bestätigen. Im Bestätigungsbeschluß ist der 
Beschluß der Konfliktkommission für gegenstands­
los zu erklären.
c) Kann der Beschluß der Konfliktkommission bei 
einer Rücknahme der Klage (Einspruch) nicht auf­
rechterhalten werden, weil er ganz oder teilweise 
nicht der Sach- und Rechtslage entspricht oder 
andere rechtliche Mängel aufweist (Ziff. 27), so ist 
die Rücknahme der Klage (Einspruch) nicht sach­
dienlich und deshalb nicht zu bestätigen. Das Ver­
fahren ist in diesem Falle bis zu einem zulässigen 
prozessualen Ergebnis fortzusetzen. Das Gericht 
hat die Parteien dazu anzuhalten, zur alsbaldigen 
Beendigung des Verfahrens sachdienliche Anträge 
zu stellen bzw. Erklärungen abzugeben.

30. Bei. Zurückweisung einer unbegründeten Klage 
(Einspruch) oder bei Bestätigung einer sachdienlichen 
Rücknahme der Klage (Einspruch) hat das Gericht in 
seiner Entscheidung erforderlichenfalls den Beschluß 
der Konfliktkommission hinsichtlich' der von dem 
Verpflichteten zu erbringenden Leistung, insbesondere 
der Höhe des von ihm zu zahlenden Geldbetrages, zu 
ergänzen (vgl. Richtlinie Nr. 19 des Plenums des Ober­
sten Gerichts, Ziff. 8 Satz 2 und 3).

Zur Tätigkeit des Gerichts im Verfahren 
über den Einspruch des Staatsanwalts
31. Das Gericht hat über die vom Staatsanwalt und 
von den Parteien im Einspruchsverfahren gemäß § 58 
Abs. 3 KKO gestellten Sachanträge zu entscheiden. 
Folgt das Gericht einem der gestellten Sachanträge 
ganz oder teilweise nicht, so hat es ihn insoweit als 
unbegründet zurückzuweisen.
32. Sofern im Einspruchsverfahren auch nur einer der 
Verfahrensbeteiligten (Staatsanwalt oder Parteien) 
einen Sachantrag zur Entscheidung gestellt hat, kann 
das Verfahren nicht auf Grund der Rücknahme des 
Einspruchs, der Klage (Einspruch) oder des Antrages 
vor der Konfliktkommission beendet werden, sondern 
ist bis zu einem zulässigen prozessualen Ergebnis 
fortzusetzen.
33. a) Nimmt der Staatsanwalt seinen Einspruch 

gegen den Beschluß der Konfliktkommission durch 
schriftliche oder protokollierte Erklärung gegen­
über dem Gericht zurück, so ist das Verfahren mit 
den Parteien bis zu einem zulässigen prozessualen 
Ergebnis fortzusetzen. Wird die Erklärung außer­
halb der mündlichen Verhandlung abgegeben, so ist 
sie den Parteien in Abschrift zuzustellen. Die Rück­
nahme des Einspruchs bedarf nicht der Bestätigung 
des Gerichts.
b) Das Verfahren ist unter entsprechender Anwen­
dung des § 42 Abs. 1 AGO durch Beschluß des Ge­
richts einzustellen, wenn der Staatsanwalt seinen 
Einspruch zurücknimmt und die Parteien darauf­
hin dem Gericht gegenüber schriftlich oder münd­
lich erklären, daß sie keine eigenen Sachanträge 
stellen werden. Gegen den Einstellungsbeschluß ist 
das Rechtsmittel des Einspruchs (Berufung) nicht 
gegeben.

34. Im Einspruehsverfahren hat das Gericht seine 
Entscheidung dem Staatsanwalt gegen Empfangs­
bestätigung zu übersenden.

35. Für den Beginn der Frist des Staatsanwalts zur 
Einlegung des Protestes (Berufung) gegen eine Ent­
scheidung des Gerichts erster Instanz ist im Ein­
spruchsverfahren der Zeitpunkt des bestätigten Emp­
fanges der Entscheidung, bei Mitwirkung im Verfah­
ren der Zeitpunkt der Zustellung der Entscheidung 
an die Parteien maßgebend.

Unzulässigkeit der Verweisung des Arbeitsstreitfalles 
an die Konfliktkommission
36. Eine Verweisung des Arbeitsstreitfalles an die 
Konfliktkommission durch das Gericht wegen unzu­
reichender Sachaufklärung, unrichtiger Beweiswürdi­
gung oder unzutreffender rechtlicher Würdigung des 
Sachverhalts ist unzulässig.
37. Eine Verweisung des Arbeitsstreitfalles an die 
Konfliktkommission ist unzulässig, wenn erstmalig im 
Verfahren zweiter Instanz festgestellt wird, daß das 
Gericht erster Instanz vom Kläger wegen Verstoßes 
gegen § 24 Abs. 1 KKO noch nicht angerufen werden 
durfte und deshalb bei richtiger Würdigung der Sach- 
und Rechtslage derzeitig unzuständig gewesen wäre 
(vgl. OG, Urteil vom 29. September 1967 — Ua 7/67 —).
Wegfall des Verfahrens über die Vollstreckbarkeits­
erklärung gemäß § 44 AGO
38. Wird der Beschluß der Konfliktkommission vom 
Gericht durch die Zurückweisung einer unbegrün­
deten Klage (Einspruch) oder nach Rücknahme der 
Klage (Einspruch) durch Beschluß gemäß §43 AGO 
bestätigt, so bedarf es als Voraussetzung für die Er­
teilung der Vollstreckungsklausel keiner besonderen 
Entscheidung über die Vollstreckbarkeit des Beschlus­
ses der Konfliktkommission gemäß § 44 AGO. Will der 
aus dem Beschluß der Konfliktkommission Berechtigte 
zu gegebener Zeit die Vollstreckung betreiben, so hat 
er zu diesem Zweck lediglich unter gleichzeitiger Vor­
lage der Entscheidung des Gerichts die Erteilung der 
Vollstreckungsklausel gemäß § 52 Abs. 1 AGO zu be­
antragen.

Zur Auswertung des Verfahrens
39. a) Die vom Gericht zur Auswertung des Verfah­

rens einzuleitenden Maßnahmen werden durch die 
den Gerichten obliegende Aufgabe bestimmt, in 
ihrem Bereich die einheitliche Rechtsanwendung in 
der Tätigkeit der Konfliktkommissionen zu ge­
währleisten.
b) Sofern das Gericht den Beschluß der Konflikt­
kommission aufhebt oder ihn — aber aus anderen 
rechtlichen Gründen als die Konfliktkommission — 
bestätigt, hat es der Konfliktkommission eine Ab­
schrift seiner Entscheidung zu übersenden.
c) Das Gericht hat sich in den Entscheidungsgrün­
den mit unzutreffenden Tatsachenfeststellungen 
und Rechtsauffassungen der Konfliktkommission 
sachlich auseinanderzusetzen, soweit diese zu einem 
fehlerhaften Beschluß geführt haben.
d) Erkennt das Gericht Mängel in der Arbeitsweise 
oder unzutreffende Rechtsauffassungen der Kon­
fliktkommission, mit denen es sich nicht in der 
Begründung seiner Entscheidung auseinanderzu­
setzen hat, so hat es die Konfliktkommission in 
geeigneter Weise anzuleiten. Hierfür kommen ins­
besondere in Betracht: die Aussprache mit den an 
der mündlichen Verhandlung teilnehmenden Mit­
gliedern der Konfliktkommission nach Verhand­
lungsschluß, die Aussprache mit der Konfliktkom­
mission im Betrieb sowie Anleitungsschreiben an 
die Konfliktkommission, gegebenenfalls auch an die 
zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung.
e) Ist die im Verfahren entschiedene Rechtsfrage
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